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Streit um FDJ-Propaganda-Aktion
Volkspolizei gegen antimilitaristische Thesen •— Scharfe Antwort der FDJ

Ernste Meinungsverschiedenheiten, bei denen die kommuni­
stische Jugendorganisation unterlegen ist, wurden in den letzten 
Tagen zwischen der Kasernierten Volkspolizei und der FDJ aus­
getragen. Ursache war die FDJ-Gedenkwoche „«50 Jahre Ar­
beiterjugend bewegung“. Die FDJ hatte diese mit einer auf­
fallend antimilitaristischen Kampagne eingeleitet und ihren 
zahlreichen Versammlungen die Thesen des später durch den 
Verrat Wilhelm Piecks ermordeten KP-Führers Karl Liebknecht 
vorangestellt. Von den Jugendlichen wurden diese Thesen zum 
Angriff gegen die auf Hochtouren laufende Volkspolizei-Kekru- 
ten-Werbung ausgenutzt.

Die erste Panne passierte der 
FDJ in einem Ostberliner Reichs­
bahnausbesserungswerk. Dort 
sollte unter der Losung „Nie 
wieder Militarismus! Antimili­
tarismus ist das Feldgeschrei!“ 
eine Kundgebung der Ostber­
liner Jugend durchgeführt wer­
den. Zu spät merkten die Ver­
anstalter, daß dieses Werk einer 
der Hauptstützpunkte der flie­
genden KVP-Werbestellen ist.

Die «Jugendlichen erfaßten so­
fort den Widersinn dieser Ver­
anstaltung. Immer, wenn in den 
Referaten die heute recht zwei­
schneidigen antimilitaristischen 
Thesen Liebknechts zitiert wur­
den, gab es demonstrativen Bei­
fall, während die pseudopatrio­
tischen Parolen über die Vertei­
digung der Heimat und den 
„nationalen Befreiungskampf“ 
mit eisigem Schweigen quittiert 
wurden.

„Militanter 
Anti militarismus“

Nach diesem Reinfall wurde 
für die Ostberliner FDJ-Kreis- 
leitungen eine „Argumentations­
anweisung“ herausgegeben, die 
in ihrer Art einmalig ist. „Es 
ist wahr“, heißt es darin, „daß 
wir für den Antimilitarismus 
sind. Aber nicht für einen pazi­
fistischen, sondern für einen 
kämpferischen Antimilitarismus. 
Erst durch die Stalinschen Be­
griffserklärungen über den Cha­

rakter imperialistischer Streit­
kräfte kann unseren Freunden 
klargemacht werden, daß es 
auch einen .militanten Antimili­
tarismus' geben kann.“

Die unteren FDJ-Leitungen 
mögen zusehen, wie sie mit die­
ser verlegenen Deutung fertig 
werden. Zur Zeit können sie es 
noch nicht. In den Ostberliner 
Betrieben, in denen die KVP- 
Werber bereits feste Büros be­
zogen haben, hängen die Pla­
kate zum 50. Jahrestag der Ar­
beiterjugendbewegung und spre­
chen der sowjetzonalen Remili­
tarisierung Hohn.

Nun haben sich die Kreis- 
werbekommissionen der KVP ein­
geschaltet. Sie behaupten, übel­
wollende FDJ-Funktionäre hät­
ten die Diskussionen absichtlich 
auf ein „KVP-feindliches Gleis“ 
gelenkt. Als Beweis präsentieren 
sie Zahlen: Im Bezirk Prenz­
lauer Berg ist die KVP-Wer- 
bung innerhalb eines Monats 
(solange lief die vorbereitende 
FDJ-Kampagne) um 60 Prozent 
abgesunken. Die Werbestelle 
Pappelallee hat in der Zeit vom
10. 9. bis 6. 10. insgesamt ganze 
drei FDJler für die Kasernierte 
VP verpflichten können.

P r o t e s t  g e g e n  P r o t e s t  
Die FDJ hat, wie gesagt, klein 

beigegeben. Die Liebknecht- 
Thesen sollen jetzt nur noch von 
der Westberliner FDJ im SED-

Wahlkampf in Westberlin ver­
wendet werden und außerdem 
von der westdeutschen illegalen 
FDJ für die KP-Propaganda. 
Allerdings hat die Ostberliner 
FDJ-Bezirksleitung es sich nicht 
nehmen lassen, gegen den KVP- 
Protest wenigstens ein wenig zu 
murren.

„Der bisher ungenügende Er­
folg der KVP-Werbung“, so er­
klärte die FDJ-Leitung der Be- 
zirkswerbekommission in der 
Schönhauser Allee, „liegt wesent­
lich mehr an den oft abschrek- 
kenden Methoden der mit der 
Werbung beauftragten Genossen 
in der KVP. Während sich die 
FDJ-Leitungen alle Mühe geben, 
den Unterschied zwischen un­
serer antimilitaristischen Armee 
und einem westdeutschen Mili­
tarismus zu erläutern, treten 
die Genossen der KVP mitunter 
derart .zackig' und betont mili­
tärisch auf, daß die Jugend­
lichen von selber zu uns kom­
men und darauf aufmerksam 
machen.“ Die FDJ rät hier, sich 
die Kommißmanieren der Ka­
sernierten Volkspolizei wenig- 
nigstens in den Werbelokalen 
abzugewöhnen und für die 
mecklenburgischen Kasernen­
höfe aufzusparen.

Immerhin ist dieser fehlge- 
sclilagene Gedenktag ein Sym­
ptom gewesen, das die FDJ 
ganz richtig zu deuten wußte, 
wenn sie abschließend erklärte: 
„Es ist, als ob viele Jugend­
liche nur auf ein Stichwort war­
ten, um Argumente gegen die 
KVP ins Treffen zu führen.“ 
Diese Argumente, das stellte 
die Bezirksleitung selbstkritisch 
fest, wurden durch „eine falsche 
Placierung der damals aktuellen 
Mahnungen Liebknechts geför­
dert.“
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Ernste Mahnung 
aus England

DT. Auf der Bühne des großen 
Welttheaters hat* es in den letz­
ten Tagen rings um die Lon­
doner Beschlüsse rhetorische 
Auftritte fast aller wichtigen 
Akteure gegeben. Molotow, 
Eden, Mendes-France, Aden­
auer und Churchill, Parlamente 
und Parteikongresse haben sich 
mit dem Deutschlandproblem 
befaßt, das der britische Außen­
minister das Hauptproblem der 
Beziehungen zur kommunisti­
schen Welt genannt hat.

Es ist dieser Tage immer wie­
der gesagt worden, daß die 
friedliche Lösung, die wir for­
dern, nur im Einvernehmen zwi­
schen Ost und West lierbeige- 
führt werden kann. Wir wissen 
aber auch, daß dieses Einver­
nehmen eine politische Einigung 
und militärische Stärkung des 
Westens unerbittlich voraus­
setzt. Die Londoner Beschlüsse 
bedeuten sicher einen wichtigen 
Fortschritt auf dem Wege zur 
Erfüllung dieser Voraussetzung. 
Auf diesen Weg wird indessen 
noch manche diplomatische
„Bombe“ Moskaus fallen. Das 
wird die ohnehin bestehenden 
Schwierigkeiten leider noch ver­
mehren. Die Berliner Rede Mo- 
lotows war hierzu nur der be­
scheidene Anfang.

Neue Wendung* In Paris
Die Schwierigkeiten liegen 

nicht nur in den Einzelheiten, 
die nach den Londoner Richt­
linien noch vertraglich formu­
liert werden müssen, sondern 
vor allem auch in der Haltung 
der französischen Nationalver­
sammlung.

Dieses Mal sind es die „Euro­
päer" im Pariser Parlament, von 
denen der Widerstand kommt. 
Während den Gegnern der EVG, 
die Ende August den Sieg da­
vontrugen, dieses Instrument 
gemeinsamer europäischer Ver­
teidigung zu „supernational“ 
war, ist den „Europäern“ der in 
London vereinbarte deutsche 
Verteidigungsbeitrag zu „natio­
nal".

Infolgedessen wurden die 
Chancen für Mendes-France zu­
nächst nur mit „50 : 50" bewer­
tet. Aber jetzt sieht es so aus, 
als werde es dem französischen

Regierungschef doch gelingen, 
die Abstimmung über die Ver­
trauensfrage mit absoluter 
Mehrheit zu gewinnen. Diese 
entscheidende Wendung trat 
ein, als der Vorstand der Sozia­
listen nach mehrstündiger Sit­
zung beschloß, die sozialisti­
schen Abgeordneten aufzufor­
dern, für Mendes-France zu 
stimmen. Neben den Volksrepu­
blikanern, die noch unschlüssig 
sind, hatten die Sozialisten in 
erster Linie die Auseinanderset­
zung mit Mendes-France ge­
führt.

Nach dem jetzigen Stand der 
Dinge kann Mendes-France auf 
die Stimmen der meisten Sozia­
listen und Radikalsozialisten, 
fast der gesamten Widerstands­
union, der Mehrheit der ge­
mäßigten Rechten und der 
Mehrheit der Gaullisten zählen. 
Auf jeden Fali gegen Mendes- 
France werden die Kommuni­
sten und ein Teil der Volks­
republikaner stimmen.

Die Gegner von Mendes- 
France sollten sich, wenn sie 
wirklich europäisch denken, die 
Konsequenzen ihrer Haltung 
wohl überlegen. Eden hat vor 
einigen Tagen erklärt, daß die 
Folgen eines Scheitems der Lon­
doner Beschlüsse für Europa 
„schrecklich“ sein würden. Chur­
chill hat diese Warnung noch 
verstärkt und jedes weitere Zu­
geständnis an Frankreich kate­
gorisch abgelehnt.

Kollektive Sicherheit ?
Von dem französischen Sozia­

listen Guy Mollet stammt aus 
den letzten Debatten der Natio­
nalversammlung die Äußerung, 
daß die Durchführung der Lon­
doner Beschlüsse keineswegs 
Verhandlungen mit der Sowjet­
union ausschließe. Die Sowjet­
union werde, so meinte er, 
nicht zu wirklichen Verhandlun­
gen bereit sein, solange sie es 
mit einem europäischen „Staa- 
ten-Mosaik“ zu tun habe; erst 
wenn die europäischen Staaten 
sich geeinigt hätten, sei der 
Weg zu echten internationalen 
Verhandlungen frei.

Es ist schade, daß diese rea­
listische Einsicht der französi­
schen Sozialisten von den deut­
schen Sozialdemokraten nicht 
geteilt wird. Sie glauben auch 
ohne die hier gemachte Voraus­
setzung an die Möglichkeit lind 
den Erfolg neuer Verhandlungen 
rnit den Sowjets und auch an

die Möglichkeit eines kollektiven 
europäischen Sicherheitssystems.

In einem kollektiven Sicher­
heitssystem, das heute grund­
sätzlicher Bestandteil der außen­
politischen Konzeption der SPD 
ist, liegen zweifellos gewisse 
Chancen. Von westlicher Seite 
ist dieser Gedanke bereits in die 
internationale Debatte geworfen 
worden — von Churchill in Er­
innerung an den alten Locarno- 
Pakt und von Adenauer derart, 
daß er einen Sicherheitspakt 
zwischen dem Ostblock und der 
Europäischen Verteidigungs­
gemeinschaft empfahl. Die SPD 
scheint dagegen anzunehmen, 
daß ein solches Sicherheits­
system von selbständig handeln­
den Einzelstaaten getragen sein 
würde, die nicht wieder in einen 
östlichen und westlichen Block 
geteilt seien. Solche Blockbil­
dungen glaubt sie vielmehr ge­
rade durch das kollektive 
System auflösen und überwin­
den zu können.

Gefährlicher Irrtum
Hier begeht sie jedoch einen 

gefährlichen Irrtum. Auch als 
Partner eines solchen Sicher­
heitssystems werden die So­
wjetunion und ihre Satelliten 
niemals aufhören, ein Block zu 
sein, der in allen seinen Teilen 
von der Moskauer Zentrale ein­
heitlich gelenkt wird. Beim 
Ostblock handelt es sich nämlich 
nicht um Länder, die eine kom­
munistische Partei besitzen, 
sondern um die kommunistische 
Partei, die diese Länder besitzt. 
Die Auflösung dieses Blockes in 
einzelne, völlig selbständig han­
delnde Partner des Sicherheits­
systems ist also unvorstellbar. 
Die Ausgeglichenheit der Macht­
verhältnisse, ohne die ein sol­
ches System nicht funktioniert, 
könnte deshalb nur durch eine 
entsprechende Zusammenfassung' 
auch der europäischen Länder 
zu einer gemeinsamen Politik 
und Verteidigungskraft gesichert 
werden.

Die Churchill-Linie
Wie immer man das Deutseh- 

landprohlem als das Hauptpro­
blem der ost-westlichen Span­
nung betrachten mag: es gibt 
h e u t e  für die Bemühungen 
um seine Lösung aenien ande­
ren Weg, als den Empfelrunger. 
Churchills zu folgen. Mit einer 
fast beschwörenden Be»vdtsam- 
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Bekenntnis zur Einheit Deutschlands
Adenauer zum Ergebnis der Neun-Mäch^e-Konferenz

Bonn (Eigenmeldung). Der Bundestag: hat nach einer elf stän­
digen Aussprache die Außenpolitik der Bundesregierung und 
das Ergebnis der Londoner Verhandlungen mit den Stimmen 
der Regierungsparteien gebilligt. Er stimmte den Richtlinien 
der Regierungserklärung zu, die Bundeskanzler Dr. Adenauer 
zum. Ergebnis der Londoner Konferenz abgegeben hatte.

Gleichzeitig bekräftigte das 
Plenum in einer Entschließung 
erneut sein Bekenntnis zur Eini­
gung Europas, zur Bewahrung 
des Friedens und zur Sicherung 
der Freiheit des deutschen Vol­
kes in der Gemeinschaft der 
freien Welt. Im Erreichen die­
ses Zieles liege die Voraus­
setzung für die baldige Wieder- 
i ereiiiigung Deutschlands ohne 
Gewalt, mit den Mitteln des 
Friedens.

In seiner Regierungserklärung 
hatte Bundeskanzler Dr. Aden­
auer festgestellt, daß die Ein­
heit Europas das unverrückbare 
Ziel der deutschen Außenpolitik 
bleibe. Die Zusammenarbeit mit 
den Londoner Vertragspartnern 
bei den weiteren Bemühungen 
um die Wiederherstellung der 
deutschen Einheit verbürge Aus­
sicht auf Erfolg.

Der Bundeskanzler hob her­
vor, daß in London die Grund­
lagen für eine Arbeitsgemein­
schaft der europäischen und 
atlantischen Welt gelegt worden 
seien. Auf ihnen müsse nun das 
Gebäude einer immer enge­
ren Zusammenarbeit errichtet 
werden.

Als wesentliches Ergebnis der 
Besprechungen stellte Adenauer 
heraus, daß die Bundesrepublik 
die volle Macht eines sou­
veränen Staates über ihre inne­
ren und äußeren Angelegen­
heiten haben werde.

Die deutsche Delegation habe 
bei den Verhandlungen über den 
Status Berlins sich besonders 
für die Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Freiheit der ehe­
maligen Reichshauptstadt einge­
setzt. Wenn das Besatzungs­
regime dort aufrechterhalten 
werden müsse, dann nur ans 
dem Grunde, weil dies zur Siche­
rung der Freiheit in Berlin er­
forderlich sei.

Im Vergleich zu der innerhalb 
der EVG getroffenen Regelung 
seien für Deutschland folgende 
Vorteile erzielt worden:

1. Die zivile Atomforschung

und Ausnutzung von Atomener­
gien sollen frei werden.

2. Alle Waffen, die die deut­
schen Truppen brauchen, dür­
fen auch in Deutschland herge­
stellt werden. Die Flugzeugpro­
duktion für militärische Zwecke, 
abgesehen von strategischen 
Langstreckenbombern, ist frei.

Adenauer wies dann darauf 
hin, daß die Londoner Ab­
machungen in den bevorstehen­
den Verhandlungen erst noch in 
Verträgen ausgearbeitet werden 
müssen. Ihre Unterzeichnung 
soll in der zweiten Oktoberhälfte 
erfolgen.

N  A T  O - Rat einberufen
Paris (AP). Der ständige 

NATO-Rat in Paris hat den 
NATO-Ministerrat zur Beschluß­
fassung über die Aufnahme der 
Bundesrepublik in die NATO 
für den 22. Oktober einberufen.

Einen Tag vorher kommen die 
Außenminister der neun an der 
Londoner Konferenz beteiligten 
Mächte zusammen, um über die 
endgültigen Bestimmungen für 
die Aufnahme Deutschlands und 
Italiens in den Brüsseler Pakt 
und die deutsche Wiederbewaff­
nung zu beschließen.

Anklage gegen 100 FDJ-Fimktionäre
Düsseldorf (ÄP). Bei einer 

Polizeiaktion gegen Funktionäre 
und Mitglieder der verbotenen 
kommunistischen FDJ sind in 
den letzten Tagen in Nordrhein- 
Westfalen 60 Haussuchungen

Ernste Mahnung aus England
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keit hat der ..große alte Mann“ 
Englands nochmals das genannt, 
worauf es ankommt: die echte 
Aussöhnung des Westens mit 
dem deutschen Volke, und zu­
gleich die geduldige Prüfung der 

■ Möglichkeit, auch mit dem rus­
sischen Volk zu einem fried­
lichen Zusammenleben zu ge­
langen. Diese letzte Frage ist 
gerade von Churchill immer wie­
der an die sowjetischen Macht­
haber gestellt worden. Gerade 
weil sie bisher keine überzeu­
gende Antwort erhalten hat, 
fordert Churchill, den noch im­
mer bedrohten Frieden so durch 
Stärke zu sichern, daß wir nie­
mals das Risiko laufen, aus 
Schwäche unterworfen zu 
werden.

Das ist die alte Churchill- 
Linie einer Politik, die den heu­
tigen Möglichkeiten und Not­
wendigkeiten entspricht: der
Wille zu guter Verständigung 
im Bunde mit dem Willen zur 
Stärke. Wir können heute lei­
der nicht anders handeln, als 
diese Methode auch auf unsere 
Bemühungen um die deutsche 
Frage zu Überträgen. Das heißt, 
daß -wir jede gute Möglichkeit 
zur Wiedervereinigung Deutsch­
lands wahrnehmen müssen, 
auch jedes einigermaßen aus­
sichtsvolle Gespräch des We­
stens mit Moskau, daß wir aber 
nichts unterlassen dürfen, was 
durch deutsche und europäische 
Stärke unsere Freiheit und 
Sicherheit zu gewährleisten 
vermag.

und über 20 Festnahmen erfolgt. 
Dies teilte die Landesregierung 
mit. Dabei sei umfangreiches 
Beweismaterial sichergestellt 
worden.

Unter den Festgenommenen 
befänden sich auch einige 
Spitzenfunktionäre. Insgesamt 
müssen jetzt über 100 Funktio­
näre und Mitglieder der FDJ 
aus dem neuen oder aus frühe­
ren Ermittlungsverfahren in 
Nordrhein-Westfalen mit An­
klage durch die Staatsanwalt­
schaft rechnen.

SOö 000 neue W ohnungen
Wiesbaden (DPA). Wie das 

Statistische Bundesamt jetzt be- 
kanntgab, sind 1953 über eine 
Million Menschen in 306 000 
Wohnungen untergebracht wor­
den, die mit öffentlichen Mitteln 
im Bundesgebiet neu gebaut 
wurden.

Davon entfielen 43,5 Prozent 
auf Heimatvertriebene und 15.8 
Prozent auf Sachgeschädigte und 
Evakuierte.
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Aktion 
gegen KP-Zentrale

Düsseldorf (DPA/AP). Die bis­
her größte Polizeiaktion gegen 
die KP ist am Dienstag in Düs­
seldorf schlagartig durchgeführt 
worden. Auf Grund einer rich­
terlichen Anordnung des Düssel­
dorfer Amtsgerichts wurden die 
Gebäude des Bundesvorstandes, 
des Landesvorstandes und der 
Kreisleitung der K I' sowie des 
Partei - Zentralorgans „Freies
Volk“ durchsucht.

Es wurden große Mengen von 
Druckschriften und Akten sicher­
gestellt. Die Aktion, bei der 
über hundert Polizeibeamte mit- 
wirkten, war kurz nach 15 Uhr 
beendet.

Hoffnung für die Gefangenen
Rücktransport aus der Sowjetunion?

Hamburg (DPA) Wie der 
Suchdienst des Deutschen Roten 
Kreuzes mitteilte, scheint be­
gründete Hoffnung für die Rück­
kehr der noch in der Sowjet­
union zurückgehaltenen deut­
schen Kriegsgefangenen zu be­
stehen.

In den Lagern Swerdlowsk 
und Potma sind jetzt, Briefen 
von Kriegsgefangenen zufolge, 
Kriegsverurteilte zusammenge­
zogen worden, die bisher in 
Strafvollzugs-Lagern unterge­
bracht waren. In diesen Straf­
lagern, vor allem in Karaganda, 
Workuta und Taischet, mußten

Interzonen-Rückfahrkarten?
Bundesbahn verhandelt in Ostberlin

Berlin (DPA). Eine Fahrplan­
konferenz zwischen Vertretern 
der Deutschen Bundesbahn und 
der sowjetischen Eisenbahnver­
waltung wird vom 25. bis 
30. Oktober im Ostsektor statt­
finden. Im Mittelpunkt der Be­
ratungen stehen Verbesserungen 
im Interzonenreisezugverkehr für 
den Sommer!ahrplan 1955.

Insbesqndere soll erreicht wer­
den, daß je eine. Tagesverbin­
dung auf den Strecken Berlin 
und Frankfurt/M. sowie Berlin 
und München zur Ergänzung 
der bisher nur während der 
Nacht gefahrenen D-Züge ein­
gerichtet wird. Auch soll auf 
der Strecke Berlin—Köln außer 
den zur Zeit nur bei Tage ge­
fahrenen D-Zügen ein Nacht-D- 
Zug eingesetzt werden. Von Be­
deutung ■werden auch die Be­
ratungen über die Einführung 
der bei der Bundesbahn üblichen 
Ermäßigungen, insbesondere der 
Rückfahrkarten auch im Inter­
zonenverkehr, sein.

Die sowjetzonale Eisenbahn­
verwaltung hat zugesagt, im 
Winter-für eine Beheizung und 
ausreichende Beleuchtung der 
Züge während der Durchfahrt 
durch die Zone zu sorgen.

Urlaubssperre iür SSD
Berlin (Eigenmeldung), Für 

sämtliche SSD-Angehörigen be­
steht auf Grund einer Verfügung 
des Staatssekretariats für Staats­
sicherheit für die Zeit vom 10. bis
22. Oktober eine generelle Ur­
laubssperre. ln der Begründung 
zu dieser Maßnahme heißt es,

daß die Durchführung der 
..Volkswahlen“ eine erhöhte 
Wachsamkeit der Sicherheits­
organe erfordere, um „eventuell 
geplante Provokationen und Sa­
botageakte durch westliche Spio­
nageorganisationen im Keime 
ersticken zu können.“

Die Kollegen bespitzelt
Berlin (Eigenmeldung). Wegen 

Agententätigkeit für den SSD 
wurde von der Kriminalpolizei 
der 20jährige Wolfgang K. in 
einem Westberliner Flüchtlings­
lager verhaftet. Bei der Verneh­
mung gab er zu, eine Spitzelver­
pflichtung des SSD unterschrie­
ben und Arbeitskollegen in 
einem volkseigenen Betrieb im 
Ostsektor überwacht zu haben.

sie unter besonders schweren 
Lebensverhältnissen mit russi­
schen Zivilhäftlingen arbeiten. 
Aus der Tatsache der Verlegung 
in die normalen Kriegsgefange­
nenlager zieht das DRK gün­
stige Schlüsse für die Zukunft 
der noch Zurückgehaltenen.

UN-Bericht 
über Kriegsgefangene
New York (AP/DPA). Die EN- 

Kommission für Kriegsgefange­
nenfragen veröffentlichte einen 
Bericht über ihre Tätigkeit und 
appellierte an jedes Land, die 
noch zurückgehaltenen Kriegs­
gefangenen freizugehen bzw. ge­
naue Angaben über deren 
Schicksal zu machen.

In dem Bericht heißt es, daß 
nach deutschen, italienischen 
und japanischen Angaben immer 
noch mehr als 150 000 Menschen 
als Gefangene in den Ostblock­
staaten zurückgehalten werden. 
Mehr als 1,2 Millionen Menschen 
aus diesen Ländern werden noch 
vermißt.

Für Deutschland nennt die 
Kommission folgende Zahlen: 
9210 Kriegsgefangene und 129000 
Zivilisten in der Sowjetunion, 
2812 Kriegsgefangene und 8243 
Zivilisten in der Tschechoslowa­
kei, 1623 Kriegsgefangene und 
9810 Zivilisten in Polen. Außer­
dem werden nach französischen 
Unterlagen noch 1451 Deutsche 
in Frankreich zurückgehalten.

Vorarbeit für Wiedervereinigung
Berlin (Eigenmeldung). Am

11. und 12. Oktober 1954 fand 
im Bundeshaus Berlin eine Ple­
narsitzung des Forschungsbei­
rats für Fragen der Wiederver­
einigung Deutschlands statt. Der 
Forschungsbeirat behandelte
u. a. Fragen aus den Gebieten 
des Außenhandels und des Ver­
kehrswesens in der sowjetischen 
Besatzungszone.

Fahrten zu Kriegsgräbern
Kassel (DPA). Der Volkshund 

Deutsche Krieg s gräberfiirs o r ge 
in Kassel bereitet für Novem­
ber Reisen zu den deutschen 
Soldatenfriedhöfen Lommel (Bel­
gien) und Ijsselstein (Holland)

^or. Vom 12. bis 14. November 
ist eine Gemeinschaftsreise nach 
Andilly (Frankreich) vorgesehen.

Sonne betreibt. Sender
London (AP). Bei Experimen­

ten in Großbritannien ist es ge­
lungen, die Sonnenenergie für 
den Betrieb eines Rundfunk­
senders auszunutzen. Dies be­
richtet der britische Informa­
tionsdienst.

Der Sender, in dem statt der 
herkömmlichen Röhren Transi­
storen verwendete werden, ar­
beitet auf einer Wellenlänge von 
164 Meter und bezieht seine 
Energie über 16 Fotozellen 
direkt von der Sonne.



F ü n f  J a h r e  P a n k o w  —  e in e  M i l l io n  F l ü c h t l i n g e
W as in den Festreden nicht erw ähnt wurde — Das große Prom inentensterben

Es muß noch einig es nach getragen werden, das in den öst­
lichen Ansprachen, Zeitungsartikeln und Proklamationen zum 
fünften Jahrestag des Sowjetzonen-Regimcs unerwähnt blieb. 
Die laut herausgestellten Erfolge sollten die Statistik des 
menschlichen Leides übertönen, unter dem sich die Errichtung 
eines der merkwürdigsten pseudostaatlichen Gebilde der neueren 
Zeit vollzog.

Das Schicksal der Sowjetzone 
spiegelt sich vor allem in dem 
gewaltigen Abwanderungsgefälle 
nach dem Westen. Vielleicht 
werden erst spätere Generatio­
nen begreifen können, wie bei­
spiellos das Ausmaß der inner­
deutschen Bevölkerungsbewe­
gung nach dem zweiten Welt­
krieg ist.

Allein seit 1949, also seit dem 
Jahre der Gründung der „DDK“, 
flüchteten mehr als 1 150 000 So- 
wjetzonen-Bewohner in die Not­
aufnahmelager des Westens. 
Welche ungeheure Anklage in 
der Ziffer steckt, Wird deutlich, 
wenn man bedenkt, daß diese 
Abwanderung einer r e s t l o ­
s e n  E n t v ö l k e r u n g  der 
Städte und Stadtkreise L e i p ­
z i g ,  H a l l ©  und M a g d e - 
b ü r g  entspricht.

10 000 Volkspolizisten
• Sehr groß ist der Anteil der 

Jugendlichen unter den Flücht­
lingen. So unbestreitbar auch 
die Tatsache ist, daß das Re­
gime mit einem gewissen Erfolg 
die Jugend nach Hitlers Vorbild 
zu gewinnen sucht, so falsch 
wäre es auf der anderen Seite, 
diese Erfolge zu verallgemei­
nern. Hierfür bürgt die Zahl 
von 83’ 565 Jugendlichen, die von 
1953 bis zum August dieses Jah­
res Antrag auf Notaufnahme 
stellten. Diese Jugend, der die 
Hauptbemühungen der Bolsche- 
wisierungsversuche zugedacht 
waren, sollte einst Träger des 
„Staates“ werden, wobei der 
russisch uniformierte Volkspoli­
zist als ideales Vorbild galt. 
Wie weit aber selbst er davon 
entfernt ist, das festgefügte 
Rückgrat des kommunistischen 
Machtapparates zu bilden, geht 
daraus hervor, daß seit Beginn 
des Jahres 1951 rund zehntau­
send Volkspolizisten in Richtung 
Westen das Weite suchten. Zehn­
tausend Volkspolizisten — das

entspricht der Stärke einer so­
wjetischen Infanterie - Division!

Fünf Jahre Fankower Regime, 
das heißt auch fünf Jahre gro­
ßes Prominentensterben. Die 
Minister Dertinger (Ost-CDU), 
Hamann (LDP) und Fechner 
(SED) würden verhaftet und — 
bis auf Fechner, der noch sei­
ner Aburteilung entgegensieht 
— zu 10 bzw. 15 Jahren Zucht­
haus verurteilt. 10 bzw. 6 Jahre 
Zuchthaus erhielten die Staats­
sekretäre Brandt (Ost-CDU) und 
Baender (SED). Verhaftet und 
seitdem spurlos verschwunden 
ist der Staatssekretär im Land­
wirtschaftsministerium, Merker 
(SED).

Vier Staatssekretäre, darunter 
der Chef von Piecks Präsidial­
kanzlei, Dr. Zuckermann (SED), 
flüchteten nach dem Westen, 
Das gleiche taten 14 Minister 
der früheren sowjetzonalen Lan­
desregierungen, 25 Yolkskam- 
merabgeordnete und Hunderte 
von Abteilungsleitern, Referen­
ten und Verwaltungsfunktio- 
nären.

Ein genauer überblick über 
die verhafteten „Volksvertreter“ 
und höheren Beamten ist noch 
nicht möglich. Erst recht unge­
zählt sind die Verhaftungen 
unter der Bevölkerung.

Das ist die eigentliche Bilanz, 
die anläßlich des 5. DDR-Jubi- 
läums zu z'iehen ist. Eine er­
schreckende Entwicklung in 
einem Teil Deutschlands, der 
sich in seinem offiziellen Titel 
als „demokratische“ Republik 
bezeichnet. Fünf Jahre Pankow 
— eine Million Flüchtlinge: das 
ist clie Demokratie!

Ein Gotteshaus in Stalinstadt...
Nach langen Verhandlungen
Der erste September-Sonntag 

1954 wird in der Geschichte der 
evangelischen Gemeinde von Sta­
linstadt, der „Ersten Sozialisti­
schen Stadt“ der DDR, unver­
gessen bleiben. An diesem Tag 
erhielt die Gemeinde nach lan­
gen, schwierigen Verhandlungen 
zwischen Staat und Kirche ein 
eigenes Haus, die vom Evange­
lischen Hilfswerk gespendete 
Kirchenbaracke, die bis zum 
Bau einer massiven Kirche ihr 
Gotteshaus sein wird. Die Ein­
weihung der Kirchenbaracke in 
Stalinstadt, der Wohnstadt des 
sog. Eisenhüttenkombinats Ost 
bei Fürstenberg/Oder, ist eine 
Angelegenheit der ganzen Evan­
gelischen Kirche in Deutschland. 
Von der feierlichen Einweihung 
erhielten wir folgenden Bericht:

Hunderte von Christen, nicht 
nur aus Stalinstadt, sondern 
auch aus zahlreichen Gemeinden 
der Umgebung, aus Frankfurt, 
Guben, Fürstenberg und den 
umliegenden Dörfern, warten 
vor dem Kreuz, das die weiße 
Giebelwand der Baracke als 
Gotteshaus kennzeichnet. Posau­
nen spielen — eine Kirchen­

endlich eine Kirchen ha racke
glocke gibt es in Stalinstadt 
noch nicht.

An diesem Tag sind nicht nur 
die 400 Sitzplätze der Kirchen­
baracke, deren Fundament und 
Giebel massiv gebaut sind, be­
setzt. In den Gängen stehen 
dicht gedrängt die Menschen. 
Und die Kirchentüren am Ein­
gang bleiben weit geöffnet, um 
auch die große Zahl derer, die 
nicht mehr Einlaß finden konn­
ten, an der Verkündigung des 
Gotteswortes, das ein Laut­
sprecher ins Freie trägt, persön­
lich teilnehmen zu lassen. Durch 
die bunten, strahlenförmig ge­
gliederten Scheiben eines run­
den Fensters fällt das Licht auf 
das hohe Kreuz hinter dem Al­
tar und in den Raum.

Die schmerzlichen Gescheh­
nisse, die langen Verhandlungen 
um die Genehmigung zum Bau 
dieser Stätte christlicher Ver­
kündigung in Stalinstadt, finden 
in der Predigt des General­
superintendenten D. Dr. Günter 
Jacob nur am Rande Erwäh­
nung. Die Gemeinde soll in die­
ser Stunde nicht klagend zurück- 
schauen, sondern zu Lob und 
Dank aufgerufen werden.
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Sie feierten am Funkturm
Berlin (Eigenmeldung). Wie in d£n ver­

gangenen Jahren hatte die Deutsche In­
dustrieausstellung in den Messehallen am
7. Oktober, der in der Söwjetzone als 
Feiertag anläßlich des fünfjährigen Be­
stehens der Sowjetzonenrepublik begangen 
wird, ihren stärksten Besuch aus Östberlin 
und der Sowjetzone zu verzeichnen. Von 
7S 000 Besuchern kamen an diesem Tag 
51 000 aus dem Ostsektor und der Söwjet- 
zöne.

Kurzbeinige A D N -L ü ge
Bonn (AP). Der SPD-Vorstand hat am 

Möhtag in Bonn eine Meldung der Sowjet- 
zöneh-Nachrichtenagentur ADN als un­
richtig zurückgewiesen, wonach Funktio­
näre und Mitglieder der SPD am vergan­
genen Freitag an gesamtdeutschen Ge­
sprächen mit kommunistischen Funktio­
nären und Ulbricht in Leipzig teilgenom­
men hätten.

Die Meldung sei frei erfunden, und man 
glaubt, daß im Rahmen des von der So­
wjetzone zur Zeit forcierten Arbeiteräus- 
tauschs nach Leipzig gefahrene Arbeiter 
als Funktionäre und Mitglieder der SPD 
deklariert worden sind.

Sündenböcke gefunden
Berlin (AP). Das Bezirksgericht Rostock 

hat den Leiter des volkseigenen Gutes, 
Höhenlucköw, Fritz Schmidt, zu 2'2  Jah­
ren Zuchthaus verurteilt, weil er durch 
„unglaubliche Lotterwirtschaft“ einen Scha­

den von fast 140 000 Ostmark 
verursacht habe. Drei Mitange- 
klagte erhielten Gefängnisstra­
fen zwischen 6 und 10 Monaten.

Daß die Fragen des Woh- eher Arbeiter würde sich in
nungsbaues in der Sowjetzone einem SED-Kulturhaus, unter
seit Einstellung großer Bauvor- der ständigen Kontrolle der Pär-
haben in den letzten Monaten tei schon wohlfülilen?
besonders prekär geworden sind, Man hat errechnet, und die
ist bekannt. Während der SED- SED hat es bestätigt, daß für
Wahlkampagne haben die Dis- ein kleines Wohnbezirks-Kul-
kussionen darüber jedoch eine turhaus 40 Wohnungen gebaut
neue, interessante Variante ge- werden könnten. Das gäbe rund
zeigt. Es ging um den oft ge- 200 zufriedene Staatsbürger, ge­
äußerten Wunsch: „Was sollen rade so viel, wie monatlich im
wir mit Kulturhäusern, die viel Höchstfälle in so ein Kultur-
Geld kosten? Baut uns doch naus einmal hineinzugucken
lieber Wohnungen dafür!“ pflegen.

Dagegen argumentierte die Die SED weiß jedoch, warum
SED: „Der Arbeiter will solch sie Kulturhäuser statt Wölinun-
ein Kulturhaus haben, selbst gen baut. Die Wohnung, das
wenn er noch keine eigene oder Heim, behindert das ersehnte
eine sehr schlechte Wohnung Kollektiv. „Im Kulturhaus haben
hat!“ Stimmt das? Man nehme wir sie alle so schön beiein-
die Besucherzahlen eines mit ander", sagen die Funktionäre,
ungewöhnlich hohen Kosten er- die dafür plädieren. „Nirgends
bauten und ausgestatteten Kul- können wir ungestörter agitie-
turhauses in Berlin - Pankow: ren!“ Und darum werden in der
Juli 2.38, August 197, September Zone immer wieder große Sum-
211. Und das waren meist auch men für den Bau von „Kultur-
nur Funktionäre, die einen häusern" vom Wohnungsbau-
Boutinebesuch abstatteten. Wel- fonds abgezweigt.

Durch die Schuld der verurteil­
ten sollen u. a. in einem ein­
zigen Jahr 648 Schweine und 
45 Milchkühe eingegangen sein.

, Sommerkleider im Herbst
Moskau (DPA). Das sowjeti­

sche Parteiblatt „Prawda“ be­
dauert«* dieser Tage in einem 
Artikel die „anomale Situation“, 
die dadurch entstanden sei, daß 
Sommerkleidung erst im Herbst 
und Winterkleidung im Früh­
jahr zu kaufen ist. Hinzu 
käme, daß einige Moskauer 
Textilfabriken Ware in so 
schlechter Qualität lieferten, 
daß die Käufer sie ablehnten.

Mit sieben Radaranlagen
Berlin (AP). Eine sowjetische 

Spezialeinheit mit sieben großen 
Radaranlagen, die an der Zonen­
grenze eingesetzt werden soll, 
ist auf dem sowjetischen Flug­
platz Parehim. in Mecklenburg 
eingetroffen.

Wohnungen oder Kulturhäuser
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Flugzeuge zu verkaufen ...
Erste Luftfahrtsusstelliing nach dein Kriege in München
Tatsächlich: Jetzt werden Flugzeuge zum Kauf angeboten. Es 

gibt neue und gebrauchte, für jeden Geldbeutel. Wenn die Bun­
desrepublik in Kürze die Souveränität erhalten hat, kann jeder 
Deutsche wieder fliegen. Auch mit dem eigenen Flugzeug. Iu 
einer Halle des Flughafens Münclien-Riem, einem früheren 
Hangar der Lufthansa, findet zur Zeit die erste Flugzeugaus­
stellung seit dem Kriege statt. Acht Maschinen, vom alten 
Sportflugzeug bis zur modernen, viersitzigen Reisemaschine, 
warten auf kaufkräftige Interessenten.
Da kostet die „Cessna 180", 

ein komfortabler Viersitzer, 
67 800 DM. Zur Ausrüstung ge­
hören aber auch eine Funk­
sprechanlage und ein Radio- 
kompaß. Auf 100 Kilometer ver­
braucht die Maschine, die in je­
der gewünschten Farbe geliefert 
wird, rund 18 Liter Treibstoff, 
bei einer Reisegeschwindigkeit 
von 240 Stundenkilometer.

Für weniger Anspruchsvolle 
würde die italienische „Rondone 
F 4“ genügen. Der Zweisitzer ist 
für 22 000 DM zu haben.' Er 
fliegt ebenso schnell wie die 
„Cessna". „In anderthalb Stun­
den bin ich von Venedig rüber­
gekommen", berichtet der italie­
nische Pilot.-

Der Clou der Ausstellung ist 
ein Gebrauchtflugzeug, das für 
sage und schreibe 4500 DM an­
geboten wird. Es ist eine im 
Jahre 1929 bei De Havilland in 
England .gebaute „Tigermotte“, 
die während des letzten Krie­
ges als Schulflugzeug ihre Dien­
ste leistete und auch heute noch 
unverwüstlich ist. Fachleute 
nennen den kleinen Doppel­
decker den „Dixie der Luft“. 
Er legt die Strecke München—

Atomschau einen
Die amerikanische Atom-Aus- 

steliung im Marshall-Haus am 
Funkturm wird um einen Monat 
verlängert. Mit dem Ende der 
Industrieausstellung am 10. Ok­
tober wurde die Atom-Schau 
vorübergehend geschlossen. Vom
16. Oktober an ist sie wieder für 
die Dauer eines Monats täglich 
von 10 bis 19 Uhr geöffnet.

Bischof von Pommern i
Der Bischof der Evangelischen 

Kirche in Pommern, D. Karl 
von Scheven, ist am 7. Oktober 
in Bad Wiessee im Alter von 
72 Jahren plötzlich verstorben. 
Von Scheven trat schon früh in 
den Dienst der pommerschen

Düsseldorf in knapp vier Stun­
den zurück.

Das erste deutsche Sportflug­
zeug mit Motor war die „Möwe“ 
des Augsburger Konstrukteurs 
Heini Dittmar. Ursprünglich als 
Segelflugzeug gebaut, hatte man 
später einen Volkswagenmotor 
eingebaut. Bei ‘Probeflügen im 
Saarland bauten die Franzosen 
den Motor jedoch wieder aus. 
Jetzt steht die „Möwe“ mit hoh­
ler Schnauze in Riem. Der Mo-

Die deutsche Industrieausstel­
lung 1954 hat ihre Tore geschlos­
sen. Mit 750 000 Besuchern war 
sie noch erfolgreicher als die 
Industrieausstellung 1953. Aus 
dem Ostbereich kamen 38,8 v. H. 
der Besucher gegenüber 37 v. H. 
im Vorjahr. Die Anziehungs­
kraft, die das „Schaufenster der 
Welt“ ausströmt, hat sich erneut 
erwiesen.

Es ist keine Frage, das wird 
von Ausstellern sowohl wie von 
Besuchern. betont, daß der Ge­
halt der Ausstellung wieder um­
fangreicher und besser gewor-

Monat verlängert
Heimatkirche, für die er in lan­
gen Jahren verdienstvoll ge­
wirkt hat. Die theologische Fa­
kultät der Universität Greifs­
wald verlieh ihm 1946 die Würde 
eines Ehrendoktors.

50 Jahre christliche Hospize
Berlin (DPA). Der Verband 

christlicher Hospize und Er­
holungsheime kann auf sein 50- 
jähriges Bestehen zurückblieken. 
Vor 100 Jahren entstand die 
erste „tierberge zur Heimat“, 
die unbemittelten Reisenden ein 
sauberes Unterkommen ' ge­
währte. Daraus entwickelte sich 
dann das christliche Hospiz.

tor kann jederzeit wieder ein­
montiert werden. Die leichte Ma­
schine würde dann 12 000 DM 
-kosten.

Ein Kuriosum in der Flug- 
zeugtechnik ist der „Playboy", 
den der amerikanische Kon­
strukteur Ray Stits erfunden 
hat. Man kann den Zweisitzer 
nach besonderen Anleitungen 
selbst zusammenbauen, wie ein 
Spielzeugflugzeug für Kinder. 
Die Gesamtkosten dieses inter­
essanten „Baukastens“ : etwas 
über 5000 DM. Natürlich kann 
der „Playboy“ auch wieder zer­
legt werden. Man braucht das 
Maschinellen also nicht auf dem 
Flughafen stationieren — die 
Parkmiete für Privatflugzeuge 
dürfte ^iemlich hoch sein —, 
sondern kann die einzelnen 
Teile auch irgendwo in einem 
Schuppen unterbringen. Welche 
Aussichten!

den ist. Wenn man sich noch 
einmal die Hallen der Elektro­
technik oder die Gemeinschafts­
stände der Kautschukindustrie, 
der Aluminiumzentrale, des Kup­
ferinstituts oder der Eisen- und 
Stahlindustrie vor Augen hält, 
oder mit dem Blick auf die Mö­
belindustrie feststellt, welche 
Fortschritte hier gemacht wur­
den, kann man nur Worte hoher 
Anerkennung finden.

Unter ihnen waren, wie er­
wähnt, 38,8 v. H. Ostbesucher. 
Das ist um so höher zu werten, 
als die auch aus der Bundes­
republik und dem Ausland stär­
ker beschickte Messe in Leipzig 
erst vor wenigen Wochen ge­
schlossen hatte.

Gerade weil Leipzig aktiver 
geworden ist, wird die Rolle 
der Berliner Ausstellung als 
dem großen Vorposten der freien 
Welt um so bedeutsamer.

Der Ausstellungsbericht hebt 
das Interesse des Auslandes 
hervor. Auch dessen Aussteller­
zahl hat sich erhöht. Besondere 
Beachtung fanden die unter eine 
tragende Idee gestellten Pavil­
lons der USA und Großbritan­
niens.

Schon in nächster Zeit wird 
sich der Ausstellungsbeirat zu­
sammenfinden, um sich mit der 
1955er Ausstellung zu beschäf­
tigen.

750000 kamen zur Industrieausstellung
Fast 40% Ostbesucher — Vorbereitung für nächstes jahr



E x i l - C D U  zur Einheitswahl

Was sind freie Wahlen?
„Die Sowjetregierimg drückt 

die Bereitschaft aus, sowohl die 
früher von den Teilnehmern der 
Berliner Konferenz gemachten 
wie. auch mögliche neue Vor­
schläge zur Frage der freien 
gesamtdeutschen Wahlen zu er­
örtern“, erklärte der sowjetische 
Außenminister Molotow vergan­
gene Woche in seiner Rede in 
Ostberlin. Es blieb dabei völlig- 
offen, was die Sowjets eigent- 
lieh unter freien gesamtdeut­
schen Wahlen verstehen.

Meinte Molotow „Wahlen“, 
wie sie am 17. Oktober in der 
Sowjetzone durchgeführt wer­
den, oder meinte er das, was

Freunde in der SBZ, die un­
sere Aufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postschließfach 
Nr. 58 nach Berlin-Charlot-ten- 
burg I mitzuteilen.

jeder freie Demokrat unter 
Wahlen versteht? Was freie
Wahlen sind und was nicht —• 
darüber ist zwischen Ost und 
West lange diskutiert worden. 
Die Westmächte haben Moskau 
mehrfach erklärt, daß freie
Wahlen in ganz Deutschland 
— und zwar wirklich freie
Wahlen — die Voraussetzung 
für die von den Sowjets ge­
wünschten Vierergespräche sind.

der Westen mit dem 
Wort „freie Wahlen“ meint, hat 
der britische Außenminister 
Eden auf der Berliner Konfe­
renz in seinem Deutschland- 
Plan präzise ausgedrückt. Ge­

rade jetzt, angesichts der Ein­
heitswahl in der Sowjetzone 
und Ostberlin, lohnt es, sich die 
Einzelheiten noch einmal aufzu­
zählen. Zu wirklich freien ge­
samtdeutschen Wahlen gehören:

Freizügigkeit innerhalb ganz 
Deutschlands;

Volle Freiheit für das Vor­
schlägen von Kandidaten;

Immunität der Kandidaten;
Freiheit vor willkürlicher Fest­

nahme oder Verfolgung;
Freiheit, Vereinigungen zu bil­

den und politische Versammlun­
gen abzuhalten;

Freiheit der Meinungsäuße­
rung für alle;

Presse- und Rundfunkfreiheit 
und unbehinderte Verbreitung 
von Druckwerken in ganz 
Deutschland; *

Geheime Stimmabgabe;
Sicherheit der Wahllokale und 

Wahlurnen;
Sicherung all dieser Freiheiten 

vor, während und nach der 
Wahl;

Aufsicht über die Freiheit der

Wahl durch eine Äufsiehtskpm- 
raissioii innerhalb ganz Deutsch­
lands. Die Äufsichtskommission 
und die ihr unterstellten ört­
lichen Aufsichtskommissione.il 
sollen aus Vertretern der vier 
Mächte mit oder ohne Teil­
nahme Neutraler bestehen.

Nur wo diese Sicherungen 
für die Freiheit des Wählers 
und der Wahl gegeben sind, 
kann man von wirklich freien 
gesamtdeutschen Wahlen ’spre­
chen.« Die vom Westen immer 
wieder gestellte Frage, ob Mos­
kau derartige Wahlen . in der 
Zone zulassen will, hat Molotow 
bisher nicht beantwortet. Die 
Einheitswahlen vom 17. Oktober 
sind jedenfalls das Gegenteil 
davon. Daß sie stattfinden und 
wie sie stattfinden, ist höchstens 
ein Beweis dafür, daß der so­
wjetische Außenminister mit 
freien Wahlen nicht das meinte, 
was man in der freien Welt 
darunter versteht und was vor 
allem auch die Bevölkerung der 
Zone und Ostberlins fordert.

Die FDJ beschwerte sich
Berlin (Eigenmeldung). Die 

FDJ hat sich, wie jetzt bekannt 
wurde, bei der Nationalen Front 
und der SED darüber beschwert, 
daß ihre Interessen bei der Auf­
stellung der Kandidatenlisten 
für die Volkskammer und die 
Bezirkstage nicht genügend be­
rücksichtigt worden seien. In 
mehreren Bezirken habe man es 
zugelassen, daß die Ost-CDU 
und die LDP jüngere Kandida­
ten aufstellten. Das könne den 
Anschein erwecken, daß diese 
beiden Parteien sich der Jugend 
besonders annähmen. Tatsäch­
lich sei es aber das Vorrecht

der FDJ, „die Interessen der 
Jugendlichen zu vertreten“.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  am N o l ­
i e n d o r f p l a t z  gezeigt.

Täglich ab 13 Uhr in stünd-

iicher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der 
Ostzone jeden Sonntag um 
14 Uhr.

SSD, herhören!
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne Rück­
sicht auf die politische Ge­
sinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens 
wird er auch dort gern 
gelesen.

II era u s ge b er: 13 e u t s chl an d - V er­
lag GmbH., Berlin - Charlotten­
burg 9, Reichsstr. 4. Tel. 92 A3 31. 
Druck: W. Biixenstein, GmbH.


